
gen festzustellen, ob die Ehe erhaltenswert ist oder 
nicht. Es ist hierbei auf den augenfälligen Unterschied 
hinzuweisen, der zwischen § 11 EheVerfO und dem 
früher geltenden § 622 Abs. 2 ZPO besteht. Während 
nach altem Recht der Verhandlungsgrundsatz nur hin­
sichtlich der sog. eheerhaltenden Tatsachen durch­
brochen war, gilt heute für den gesamten Prozeßstoff 
die Untersuchungsmaxime. Das Gericht darf also nicht 
darüber hinweggehen, daß der andere Ehepartner zur 
Fortsetzung der Ehe nicht bereit ist, was in seinem 
Widerspruch gegen die Klagerücknahme klar zum Aus­
druck kommt. Es kann sich im allgemeinen nicht mit 
der Bereitschaft nur eines Ehegatten hierzu zufrieden­
geben. Die Ehe kann gleichwohl im Hinblick auf die 
Haltung des anderen Teils und die von ihm vorgetra­
genen Gründe ihren Sinn für die Eheleute, für die 
Kinder und für die Gesellschaft verloren haben. Wenn 
schon nach früherem Recht § 271 Abs. 1 ZPO in Ehe­
sachen anzuwenden war, so erst recht nach geltendem.

Zu dem gleichen Ergebnis muß man gelangen, wenn 
man die Stellung des Verklagten im Ehescheidungsver­
fahren berücksichtigt. Die verklagte Partei — insbeson­
dere der verklagte Ehemann — wünscht sehr oft eben­
falls, daß die Ehe geschieden wird. Widerklage kann 
nicht mehr von ihr erhoben werden. Sie kann ihr 
Scheidungsbegehren nur in der Form zum Ausdruck 
bringen, daß sie zur Klage keinen Antrag oder einen 
mit dem Klageantrag übereinstimmenden Antrag stellt. 
Der Antrag des Verklagten, die Ehe zu scheiden, ist 
jedoch ohne selbständige Bedeutung. Das Interesse des 
Verklagten an der Entscheidung des Gerichts über Auf­
rechterhaltung oder Auflösung der Ehe ist aber nicht 
geringer als das des Klägers, mag dieser auch die In­
itiative ergriffen haben. Er kann die Entscheidung in 
dem anhängigen Verfahren nur durch Versagung der 
Einwilligung in die Klagerücknahme erzwingen. Es er­
scheint mir ungerechtfertigt, ihm nach Beseitigung der 
Widerklage auch diese prozessuale Möglichkeit zu 
nehmen. Die Notwendigkeit der Einwilligung des Ver­
klagten in die Klagerücknahme ist stets damit begrün­
det worden, daß der Verklagte einen prozessualen An­
spruch auf Entscheidung über die erhobene Klage hat. 
Ich bin der Ansicht, daß ein solcher Anspruch dem Ver­
klagten gerade im jetzigen Eheverfahren nicht versagt 
werden kann, sondern innerlich mehr gerechtfertigt ist 
als nach früherem Recht. me W a a c k >  Berlin

§ 627 ZPO; §§ 25, 13 EheVerfO.
Nach rechtskräftiger Scheidung ist bei einer Fortfüh­

rung des Prozesses wegen der mit dem Eheverfahren 
gern. § 13 EheVerfO verbundenen Ansprüche kein Raum 
mehr für den Erlaß einer einstweiligen Anordnung, 
durch die dem Antragsgegner aufgegeben wird, einen 
Prozeßkostenvorschuß für die Berufungsinstanz zu 
zahlen.

BG Karl-Marx-Stadt, Beschl. vom 9. Februar 1957 — 
5 d SRa 227/56.

Die Parteien sind durch rechtskräftiges Urteil geschieden 
worden. Wegen der mit dem Eheverfahren gern. § 13 EheVerfO 
verbundenen Ansprüche hat die Verklagte Berufung eingelegt 
und beantragt, dem Kläger im Wege der einstweiligen An­
ordnung aufzugeben, einen Prozeßkostenvorschuß hierfür zu 
zahlen.

Der Antrag wurde zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Kosten einer notwendigen Rechtsverteidigung 

gelten als Teil der Kosten des Lebensbedarfs. Daraus 
ergibt sich, daß dem unterhaltsverpflichteten Ehegatten 
aufgegeben werden kann, einen Prozeßkostenvorschuß 
für den unterhaltsberechtigten Ehegatten zu zahlen. Die 
Parteien sind jedoch durch das inzwischen rechtskräftig 
gewordene Urteil des Kreisgerichts A. vom 2. Novem­
ber 1956 geschieden worden. Die Unterhaltspflicht des 
Antragsgegners gegenüber der Antragsstellerin besteht 
deshalb nur noch in Höhe des mit dem gleichen Urteil 
festgesetzten Betrages.

A n m e r k u n g :
Die im vorstehenden Beschluß behandelte Frage hat, 

wie immer wieder gestellte derartige Anträge beweisen, 
erhebliche praktische Bedeutung. In der Praxis werden

unterschiedliche Ansichten vertreten, jedoch ist m. E. 
dem Beschluß zuzustimmen.

Ausgangspunkt der Betrachtung ist § 627 ZPO in der 
Fassung des § 25 EheVerfO. Die Verpflichtung, im Ehe­
verfahren für den anderen Ehegatten Prozeßkostenvor­
schuß zu zahlen, folgt aus der Unterhaltspflicht der Ehe­
gatten schlechthin. Der Unterhaltsverpflichtete muß dem 
unterhaltsberechtigten Ehegatten gegenüber auch für 
solche Kosten aufkommen, die für diesen notwendige 
Unkosten zur Wahrung seiner Rechte auch gegenüber 
dem unterhaltsverpflichteten Ehegatten darstellen; dazu 
gehören im allgemeinen Prozeßkosten und Prozeß­
kostenvorschüsse bei der Einleitung eines Eheverfah­
rens. Die Pflicht zur Zahlung des Prozeßkostenvor­
schusses beruht also auf der allgemeinen Unterhalts­
verpflichtung der Ehegatten. Daher ist für eine Forde­
rung auf Prozeßkostenvorschuß dann kein Raum mehr, 
wenn die Ehe durch rechtskräftiges Urteil aufgelöst und 
damit das allgemeine Prinzip der Unterhaltsgewährung 
zwischen Ehegatten weggefallen ist (im Gegensatz zur 
besonderen, durch Urteil angeordneten Unterhaltslei­
stung über die Scheidung hinaus). Bei einer selbständi­
gen Fortführung der mit dem Eheverfahren gern. § 13 
EheVerfO verbundenen Ansprüche im Wege der Be­
rufung besteht daher keine Prozeßkostenvorschußpflicht 
mehr, und eine einstweilige Anordnung ist nicht mehr 
möglich.

Die gegenteilige Ansicht meint, daß das heutige Ehe­
verfahren in verfahrensrechtlicher Hinsicht eine Ein­
heit bilde, und zwar in dem Sinn, daß auch die selb­
ständige Fortführung des Verfahrens über die Neben­
ansprüche in der Berufungsinstanz begrifflich noch 
„Eheverfahren“ darstelle und darum auch die Vorschuß­
pflicht bestehen bleibe. Man will das Verfahren hin­
sichtlich der Scheidung samt dem Teil des Verfahrens, 
der sich mit den notwendigen (§ 13 Abs. 1 EheVerfO) 
oder nicht obligatorischen (§ 13 Abs. 2 EheVerfO) Ne­
benansprüchen befaßt, als eine Einheit unter dem Be­
griff „Ehesache“ erfaßt wissen und behauptet, daß auch 
bei einer selbständigen Fortführung der Nebenan­
sprüche noch eine „Ehesache“ im Sinne der EheVO ge­
geben sei, auf die weiterhin alle in der EheVO und 
EheVerfO enthaltenen rechtlichen Gesichtspunkte und 
damit auch das Institut der einstweiligen Anordnung 
anwendbar seien. Diese Argumentation läuft also auf 
die Frage hinaus, ob das Institut der einstweiligen An­
ordnung seines herkömmlichen Charakters entkleidet 
und durch die EheVerfO mit einem neuen Inhalt er­
füllt worden ist.

Den Vertretern dieser Auffassung muß entgegenge­
halten werden, daß die Verbindung der Nebenan­
sprüche mit der Ehescheidung — gleich, ob obligatorisch 
oder nicht — aus Zweckmäßigkeitsgründen erfolgt ist. 
Nicht die Nebenansprüche bestimmen den Charakter 
eines Verfahrens als Eheverfahren, sondern die Schei­
dung. Daraus folgt, daß ohne die Scheidung als Haupt­
sache die verbundenen Nebenansprüche für sich allein 
in verfahrensmäßiger Hinsicht nicht mehr „Ehesache“ 
sein können. Wäre es anders, so könnten die Neben­
ansprüche nicht allein, sondern nur zusammen mit der 
Entscheidung über die Ehescheidung im Wege der Be­
rufung angefochten werden. Wenn aber die Nebenan­
sprüche derart verselbständigt werden, können auf sie 
in einem solchen Stadium nicht Rechtsgedanken An­
wendung finden, die allein auf das eigentliche Schei­
dungsverfahren zugeschnitten sind.

Die auf Leistung eines Prozeßkostenvorschusses ge­
richtete einstweilige Anordnung hat also keineswegs 
ihren Charakter verloren, Erfüllung der ehelichen Un­
terhaltspflicht zu sein. Die EheVerfO mit der geschaffe­
nen obligatorischen Verbindung bestimmter Nebenan­
sprüche (§ 13 Abs. 1 EheVerfO) mit der Ehescheidung 
ändert nichts an dem Umstand, daß die einstweilige 
Anordnung bei selbständiger Weiterverfolgung der Ne­
benansprüche und rechtskräftigem Urteil über die Ehe­
scheidung nicht mehr möglich ist.

Rechtsanwalt Horst M a r q u a r d t ,  Auerbach (Vogtl.), 
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte im Bezirk 

Karl-Marx-Stadt
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